
Folgen eines Neins aus der Schweiz
Die USA haben eine mächtige Drohkulisse aufgebaut: Sollte sich die Schweiz querstellen, wollen
sie eine Bank nach der anderen «ausknipsen». Dazu wären sie tatsächlich imstande.

Winkt die Schweiz den Steuerdeal nicht
durch, drohen die USA, eine Bank nach
der anderen «auszuknipsen». Mit dieser
Aussage liess sich ein Unterhändler in
den Medien zitieren. Experten zufolge
könnten die USA mit den bereits gesam-
melten Daten tatsächlich einige Schwei-
zer Banken rasch in den Ruin treiben.

Isolation vom amerikanischen Markt

Das würde in erster Linie durch die Iso-
lation vom amerikanischen Finanzmarkt
geschehen, sagt Manuel Ammann. Er ist
Professor für Finanzen an der Universität
St.Gallen und Direktor des Schweizeri-
schen Instituts für Banken und Finanzen.
Eine Bank sei keine autarke Organisation.
Sie stehe vielmehr in einem engen Bezie-
hungsgeflecht mit anderen Instituten.
Darin spiele der amerikanische Finanz-
markt eine wichtige Rolle. Ein grosser Teil
des internationalen Zahlungsverkehrs
laufe über die USA. Klagen die USA eine

Schweizer Bank an, würden ihre Korres-
pondenzkonten bei Partnerbanken in
den USA eingefroren, der Zugang zum
US-Dollar-Handel wäre ihr verwehrt und
auch der Handel mit Wertschriften in den
USA käme zum Erliegen. «Theoretisch
könnte die Bank diese Geschäfte von
einem anderen Institut tätigen lassen – es
ist aber fraglich, ob sie in dieser Situation
noch einen Partner finden würde», sagt
Ammann. In den Medien war von einem
Embargo die Rede, das die amerikanische
Staatsanwaltschaft über eine Schweizer
Bank verhängen könnte. US-Banken
wäre es dann unter Androhung von Stra-
fen verboten, mit dieser Bank Dollar-
transaktionen durchzuführen. Ammann
glaube nicht, dass die amerikanische
Staatsanwaltschaft so weit gehen würde.
Dennoch laste auf den US-Banken ein ge-
wisser Druck, der sie an der Zusammen-
arbeit mit einer Schweizer Bank hindern
könne. Die Gefahr eines Kundenabzuges

sei im Vergleich zur Isolation vom ameri-
kanischen Markt zweitrangig, sagt Am-
mann. Der Fluchtreflex wäre ein nachge-
lagerter Effekt, also eine Reaktion auf den
absehbaren Untergang.

«Kein Grund, sich erpressen zu lassen»

Martin Janssen, Professor am Institut
für Banking und Finance der Uni Zürich,
sieht in alledem aber keinen Grund, sich
nicht gegen die «Erpressung» zu wehren.
Es sei an der Nationalbank, die Liquidität
der Banken in Dollar sicherzustellen.
«Nicht um die Banken zu retten, sondern
um ihnen einen ordnungsgemässen Pro-
zess zu ermöglichen, bei dem Beweise für
die behauptete Verletzung amerikani-
schen Rechts vorgelegt werden müssen.»
Der Fall Wegelin hätte seiner Meinung
nach dazu dienen sollen, Erfahrung zu
sammeln. Erfahrung, wie sich die
Schweiz gegen solche Angriffe wehren
kann. (win)

In einem Mehretappenrennen
zum Steuerdeal mit den USA
Im Eilverfahren will Bundesrätin Eveline
Widmer-Schlumpf das Gesetz zur Lösung
des Steuerstreits mit den USA durchs
Parlament peitschen. Auch wenn ihr ges-
tern zu Beginn der Sommersession der
erste Teilsieg gelungen ist: Das drei-
wöchige Mehretappenrennen durchs
Parlament ist damit noch keineswegs ge-
wonnen.
Ï Die Büros von National- und Ständerat
haben das dringliche Bundesgesetz zwar
gestern auf die Traktandenliste der Ses-
sion gesetzt. Nun aber kann theoretisch
jedes Ratsmitglied beantragen, dass die-
ses Traktandum wieder gestrichen wird.
Im Nationalrat kündigte die SVP bereits
einen entsprechenden Antrag an. Über
ihn soll schon morgen Mittwoch ent-
schieden werden.
Ï Bleibt das dringliche Bundesgesetz
zum Steuerdeal weiter im Rennen, wartet
mit Beginn der Beratung in den beiden
Parlamentskammern die nächste Klippe.
Im Ständerat ist das voraussichtlich am

Mittwoch der zweiten Sessionswoche der
Fall (12. Juni), im Nationalrat am Dienstag
der dritten Woche (18. Juni). Bei dieser
Gelegenheit kann das Gesetz noch von
einer Mehrheit per Nichteintretensantrag
oder Rückweisung versenkt werden.
Ï Nimmt die Vorlage auch diese Hürde,
dann muss sie als nächstes die inhaltliche
Beratung heil überstehen.
Ï Beide Parlamentskammern müssen in
einer zusätzlichen Abstimmung in der
dritten Sessionswoche das Gesetz für
dringlich erklären. Damit wäre gegen die
«Lex USA» kein Referendum mehr mög-
lich, sie bliebe aber nur ein Jahr in Kraft
(von 1. Juli 2013 bis zum 30. Juni 2014).
Ï Schliesslich die Königsetappe: Die
Schlussabstimmung am letzten Sessions-
tag. Auch bei einem Scheitern in letzter
Sekunde wäre für den Bundesrat noch
nicht alles verloren. Er könnte versuchen,
den Steuerdeal mit Notrecht durchzuset-
zen. Widmer-Schlumpf hat das bisher
aber kategorisch ausgeschlossen. (ck)
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Angespannte Situation: Eveline Widmer-Schlumpf gestern nach einer Sitzung mit den Parteispitzen.

Seilziehen um
US-Steuerdeal
Das Parlament will den US-Steuerdeal rasch behandeln.
Bis spät in die Nacht hörten die Ständeräte die Banken an.

Der US-Steuerdeal dominierte gestern
den Beginn der Sommersession. Unzäh-
lige Journalisten warteten im Vorzimmer
des Ständerats auf den Entscheid des
Ratsbüros über die Traktandierung des
Geschäfts. Ständeratspräsident Filippo
Lombardi (CVP/TI) versuchte dennoch
einen Schein von Normalität zu wahren,
als er den Beschluss bekanntgab. Dem-
nach wird der Ständerat das dringliche
Bundesgesetz am 12. Juni behandeln. Das
Büro des Nationalrats lenkte gestern
ebenfalls ein: Es beschloss, das Gesetz
dringlich zu behandeln. Die SVP wollte
das Geschäft gar nicht erst für diese Ses-
sion traktandieren. Unterstützt wurde sie
dabei von der SP. Doch die FDP machte
nicht mit, obwohl auch sie den Deal kriti-
siert. «Ihn nicht zu traktandieren, wäre
aus demokratiepolitischen Gründen
falsch gewesen», sagte Fraktionschefin
Gabi Huber (UR). Jetzt hätten die Fraktio-
nen wenigstens Zeit, sich zu beraten.
«Der Bundesrat soll die Lösung selbst in
die Hand nehmen.» Notrecht anzurufen,
sei dazu nur eine Möglichkeit.

«Wir brauchen mehr Zeit»

Der Bundesrat hat gestern jedoch bloss
eine erste Hürde genommen (siehe auch
Text unten rechts). Denn im Parlament ist
der Ärger über das Eilverfahren und feh-
lende Informationen über das Pro-
gramm, das die USA für die Schweizer
Banken planen, gross. Morgen wird der
Nationalrat daher über einen Ordnungs-
antrag der SVP zu befinden haben. Sie will
das Geschäft wieder von der Traktanden-

liste entfernen. «Für eine saubere Analyse
brauchen wir mehr Zeit», sagte Vize-
Fraktionspräsident Thomas Aeschi (ZG)
und verlangt vom Bundesrat mehr Infor-
mationen über das Angebot der USA an
die Banken. Das Parlament dürfe sich
seine Arbeitsweise nicht von Washington
diktieren lassen. Das sei unwürdig. Aeschi
bezweifelt, dass die USA unmittelbar mit
einer Klage gegen eine Schweizer Bank
vorgehen würden. Notfalls müsse sich die
Nationalbank vor bedrohte Banken stel-
len. «Ausserordentliche Lagen erfordern
ausserordentliche Massnahmen.»

Drohungen der USA ernst nehmen

Der Bundesrat versuchte gestern, die
Kritiker umzustimmen. An einem ausser-
ordentlichen Treffen informierten Fi-
nanzministerin Eveline Widmer-
Schlumpf, Justizministerin Simonetta
Sommaruga und Aussenminister Didier
Burkhalter die Fraktionsspitzen der Par-
teien über die Verhandlungsergebnisse
mit den USA. Dabei machte die Delega-
tion laut mehreren Fraktionschefs klar,
dass die Drohungen der USA ernst zu-
nehmen seien. Washington will nach
Wegelin notfalls offenbar weitere Banken
anklagen (siehe Text unten). Der Vor-
schlag des Bundesrats würde den Banken
helfen ihre Probleme zu lösen, sagte der
Fraktionschef der Grünen, Antonio Hod-
gers (GE). Eine Garantie dafür gebe es
jedoch nicht. Zudem stellte die Delega-
tion des Bundesrats klar, dass das ge-
plante Programm der USA nicht für die
14 Banken gelten solle, die bereits im

Visier der US-Behörden stehen. Es solle
nur für jene Institute gelten, gegen die
noch kein Verfahren laufe, sagte ein Spre-
cher des Finanzdepartements. Den
14 Banken stehe dagegen ein Vergleich im
Rahmen des Verfahrens offen.

Viele Fragen blieben gestern jedoch
unbeantwortet – etwa zur Bussenhöhe
und den Fristen des Programms der USA
für einen Teil der Banken. «Ich habe
nichts erfahren, was nicht in den Zeitun-
gen stand», sagte SP-Fraktionspräsident
Andy Tschümperlin. SVP-Vize-Fraktions-
präsident Thomas Aeschi doppelte nach:
«Wichtige Themen wurden zu wenig ge-
nau angeschaut.» Für GLP-Fraktions-
chefin Tiana Moser (ZH) konnte der Bun-

desrat das geplante Gesetz gestern im-
merhin besser «einbetten».

Banken stehen in der Pflicht

Die Chancen bleiben intakt, dass das
Parlament dem dringlichen Gesetz in die-
ser Session zustimmen wird. Selbst von
SP-Fraktionschef Tschümperlin waren
neue Zwischentöne zu vernehmen: «Die
Banken müssen nun der Politik erklären,
wieso das Gesetz für sie so wichtig ist.»
Wahrscheinlich werde es aber beim Nein
der SP bleiben. Auch für CVP-Fraktions-
chef Urs Schwaller ist zentral, wieso die
Banken unbedingt auf das Angebot der
USA einsteigen müssen. Gelegenheit
dazu hatten die Banken gestern abend:

Die Wirtschaftskommission (WAK) des
Ständerats befasste sich an einer Sonder-
sitzung erstmals mit dem Geschäft. Sie
führte bis in die Nacht ein Hearing durch,
das bei Redaktionsschluss noch im Gange
war. Red und Antwort standen Eveline
Widmer-Schlumpf, die Präsidentin der
Finanzmarktaufsicht (Finma), Anne Hé-
ritier Lachat sowie Vertreter der Banken
und der Kantonalbanken, der Anwälte so-
wie der Treuhänder. Über das Bundes-
gesetz entscheiden soll die WAK erst am
Donnerstag. Gemäss dem Bundesrat
braucht es dieses, damit sich die Banken
mit Datenlieferungen an die USA nicht in
der Schweiz strafbar machen.

Tobias Gafafer/Eveline Rutz, Bern
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